
 Stellv. Bereichsleiter
 Bereich 4-1
 
 
 Nößler
 12.09.2013

 Dezernent
 
 
 
 Schmidt
 12.09.2013

 Kämmerer
 
 
 
 Tsalastras
 12.09.2013

 Oberbürgermeister
 o. V. i. A.
 
 
 Tsalastras
 12.09.2013

* Vorlage zur:
  Anhörung (A)
  Kenntnisnahme (K)
  Vorberatung (V)
  Beschlussfassung (B)

* Ergebnis :
  Zustimmung (Z)
  Ablehnung (A)
  Änderung (Ä)
  Anhörung vollzogen (AV)
  Kenntnisnahme (K)

 Beschlusskontrolle:

      Ja oder nein

Beteiligung:

Personalrat                   [X]

Gleichstellungsstelle   [X]
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 Stadt
 Oberhausen

Drucksache Nr.

B/15/3011-01

Termin

30.09.2013 Rat der Stadt

 Beschlussvorlage öffentlich

Vorlage Ergebnis Beschluss-
 Termin  Gremium

zur* kontrolle*

23.09.2013 Haupt- und Finanzausschuss
30.09.2013 Rat der Stadt

V
B

Beratungsgegenstand

Abschluss einer Ergänzungsvereinbarung zwischen den Städten Mülheim, Essen und Oberhausen 
zur Umsetzung des Betreuungsgeldgesetzes

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt beschließt den Abschluss einer Ergänzungsvereinbarung gemäß dem als Anlage 
beigefügten Entwurf zur Erfüllung der Aufgaben auf dem Gebiet des Betreuungsgeldes durch die 
Stadt Essen. Grundlage für diese Ergänzungsvereinbarung ist die bestehende „Öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung zur Aufgabenübertragung auf den Gebieten des Schwerbehindertenrechts und des 
Elterngeldes“ vom 10.10.2008 zwischen den Städten Mülheim, Essen und Oberhausen.
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1 Bezug
2
3 Drucksache Nr. B/14/2991-01 - Ratsbeschluss am 17.12.2007 -
4
5
6 Konsequenzen
7
8 a) Finanzielle
9

10     keine [ ]
11
12     ja [X] Siehe Begründung
13
14 b) Sonstige
15
16
17 Begründung
18
19 Am 1. August 2013 trat das Gesetz zur Einführung des Betreuungsgeldes (Betreuungsgeldgesetz) in 
20 Kraft. Dieses sieht vor, dass Eltern für ihre Kinder, die nach dem 31.07.2013 geboren wurden und für 
21 deren Betreuung keine öffentlich geförderte Kinderbetreuung in Anspruch genommen wird, auf Antrag 
22 ein monatliches Betreuungsgeld gezahlt wird. Das Betreuungsgeld kann ab dem 15. Lebensmonat des 
23 Kindes für maximal 22 Monate bezogen werden. Die Höhe des Betreuungsgeldes beträgt 100 € ab 
24 01.08.2013  und 150 € ab 01.08.2014.
25
26 Das Betreuungsgeldgesetz wurde als Abschnitt 2 in das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
27 (BEEG) eingefügt. Nach der Verordnung zur Änderung der Verordnung von Zuständigkeiten nach dem 
28 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz vom 09.07.2013 (GV. NRW. S. 456) sind die Kreise und kreis-
29 freien Städte für die  neue Aufgabe zuständig. 
30
31 Die Durchführung des Elterngeldgesetzes wurde – ebenso wie die Aufgaben des Schwerbehinderten-
32 rechts – im Zuge der Auflösung der Versorgungsämter ab dem 01.01.2008 auf die Kommunen über-
33 tragen. Die vorgenannten Aufgaben werden seitdem im Rahmen einer interkommunalen Kooperation 
34 der Städte Mülheim a. d. Ruhr, Essen und Oberhausen von der Stadt Essen wahrgenommen. Der Rat 
35 der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung am 17.12.2007 (Drucksache Nr. B/14/2991-01) dem 
36 Abschluss einer „Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur Aufgabenübertragung auf den Gebieten des 
37 Schwerbehindertenrechts und des Elterngeldes“ zwischen den Städten Mülheim a. d. Ruhr, Essen und 
38 Oberhausen zugestimmt. Zwischen den MEO-Kooperationspartnern besteht Einigkeit darüber, dass die 
39 vorgenannte Vereinbarung auch in Bezug auf die Durchführung des Betreuungsgeldgesetzes Anwen-
40 dung finden soll. Eine organisatorische Anbindung der neuen Aufgabe an die Elterngeldstelle ist auf-
41 grund des engen sachlichen Zusammenhangs zwischen Betreuungs- und Elterngeld sinnvoll. Die Stadt 
42 Essen hat daher in Abstimmung mit den Städten Mülheim a. d. Ruhr und Oberhausen den als Anlage 
43 beigefügten Entwurf einer Ergänzungsvereinbarung zur Konkretisierung der bestehenden Koopera-
44 tionsvereinbarung hinsichtlich der Durchführung des Betreuungsgeldgesetzes erarbeitet.
45
46 Gemäß dieser Vereinbarung wird die derzeitige Personalausstattung im Aufgabenbereich Schwer-
47 behindertenrecht und Elterngeld zunächst um eine Vollzeitkraft aufgestockt, um die neue Aufgabe für 
48 alle drei Städte bewältigen zu können. 
49
50
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51 Die damit verbundenen Kosten sind anteilig von den beteiligten Städten zu tragen; die Verteilung der 
52 Kosten erfolgt über einen Verteilschlüssel, der sich - analog der im Bereich Elterngeld getroffenen 
53 Regelung – an der Zahl der Geburten orientiert. Die Regelung zur Kostenverteilung ist zunächst bis 
54 zum 31.07.2014 befristet, da bis zu diesem Zeitpunkt über einen Belastungsausgleich nach dem 
55 Konnexitätsausführungsgesetz (KonnexAG) entschieden werden soll. 
56
57 Von einer Regelung zum Belastungsausgleich war zunächst abgesehen worden, da noch keine belast-
58 bare Prognose zu den finanziellen Auswirkungen der Aufgabenwahrnehmung möglich war. Aufgrund 
59 der Stichtagsregelung, wonach ein Anspruch auf Betreuungsgeld nur für Kinder besteht, die nach dem 
60 31.07.2012 geboren wurden, wird sich die Zahl der Anträge erst im Laufe eines Jahres auf den dauer-
61 haft zu erwartenden Umfang steigern. 
62
63 Die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nach § 7 Abs. 2 des KonnexAG  zwischen der Landes-
64 regierung und den kommunalen Spitzenverbänden getroffene Regelung im Hinblick auf einen Belas-
65 tungsausgleich für die kommunalen Aufgabenträger sieht vor, dass bis zum Stichtag 01.08.2014 eine 
66 Erhebung der tatsächlich anfallenden Kosten erfolgen soll. Sofern sich auf dieser Grundlage eine 
67 wesentliche Belastung der Kreise und kreisfreien Städte ergibt, wird der Belastungsausgleich durch 
68 Rechtsverordnung durch die Landesregierung geregelt. 
69
70 Die hinsichtlich der organisatorischen Umsetzung des Betreuungsgeldgesetzes noch durchzuführen-
71 den Beteiligungsverfahren nach dem LGG und dem LPVG werden in Kürze eingeleitet.
72
73
74
75 Anlagen
76
77 > Ergänzungsvereinbarung Betreuungsgeld
78 > "Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Aufgabenübertragung auf den Gebieten des 
79 Schwerbehindertenrechts und des Elterngeldes"
80
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Zwischen  
der Stadt Mülheim an der Ruhr,  
vertreten durch die Oberbürgermeisterin, Frau Dagmar Mühlenfeld, und den Stadtdirektor, 
Herrn Dr. Frank Steinfort, 
 - im Folgenden „Stadt Mülheim“ genannt –  
 
und 
 
der Stadt Essen, 
vertreten durch den Oberbürgermeister, Herrn Reinhard Paß, und den 
Geschäftsbereichsvorstand Jugend, Bildung und Soziales, Herrn Peter Renzel, 
 - im Folgenden „Stadt Essen“ genannt –  
 
und 
 
der Stadt Oberhausen, 
vertreten durch den Oberbürgermeister, Herrn Klaus Wehling, und den 
Personaldezernenten, Herrn Jürgen Schmidt, 
 - im Folgenden „Stadt Oberhausen“ genannt – 
 
wird die nachstehende 
 
 

Ergänzungsvereinbarung 
 

über die Erfüllung von Aufgaben auf dem Gebiet des Betreuungsgeldes durch die Stadt 
Essen geschlossen. 
 
 

Präambel 
 

Mit dem Gesetz zur Einführung eines Betreuungsgeldes (Betreuungsgeldgesetz) vom 15. 
Februar 2013 (BGBl. I S. 254) wird als neue Leistung das „Betreuungsgeld“ im 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz eingeführt. 
Nach der Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und dem Bundeskindergeldgesetz vom 
09.07.2013 (GV. NRW. S. 456) sind die Kreise und kreisfreien Städte ab dem 01.08.2013 für 
diese neue Aufgabe zuständig. 
Die Beteiligten erkennen einvernehmlich an, dass die „Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zur Aufgabenübertragung auf den Gebieten des Schwerbehindertenrechts und des 
Elterngeldes“ vom 10.10.2008 zwischen den Städten Essen, Oberhausen und Mülheim 
Anwendung findet. 
Grundlage für diese Ergänzungsvereinbarung ist somit die vorgenannte Vereinbarung. 
Zur Konkretisierung der §§ 1, 2 und 3 der vorgenannten Vereinbarung wird die 
nachstehende Ergänzungsvereinbarung geschlossen. Damit wird auch der Begründung in 
der o.g. Verordnung Rechnung getragen, dass ein enger sachlicher Zusammenhang 
zwischen Betreuungs- und Elterngeld besteht. 
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§ 1 Aufgabenübertragung 
 

Die Stadt Essen übernimmt ab dem 01.08.2013 eigenverantwortlich die operative 
Aufgabenwahrnehmung für die Bürgerinnen und Bürger aller drei Städte auch für die 
Leistung „Betreuungsgeld“ als Auftragsangelegenheit kraft Bundesrecht. 
 
 

§ 2 Personal 
 
(1) Die Stadt Essen regelt die bedarfsgerechte Personalausstattung in Abstimmung mit den 

Städten Mülheim und Oberhausen zur ordnungsgemäßen Durchführung der Aufgabe. 
Die auf der Grundlage der o.g. öffentlich-rechtlichen Vereinbarung derzeit im 
Aufgabenbereich Schwerbehindertenrecht und Elterngeld vorgehaltene Anzahl von 
Beschäftigten wird zunächst um eine Vollzeitkraft erhöht, um die neuen Aufgaben 
bewältigen zu können. 

 
(2) Sofern eine Personalgestellung durch die Stadt Mülheim und/oder Stadt Oberhausen 

erfolgt, so findet der Personalgestellungsvertrag auf Basis der „Öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung zur Aufgabenübertragung auf den Gebieten des Schwerbehindertenrechts 
und des Elterngeldes“ vom 10.10.2008 sinngemäß Anwendung. 

 
 

§ 3 Kostenerstattung 
 

(1) Die Erstattung der für die Wahrnehmung der neuen Aufgabe durch die Stadt Essen 
anfallenden Kosten ergibt sich aus § 3 der „Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur 
Aufgabenübertragung auf den Gebieten des Schwerbehindertenrechts und des 
Elterngeldes“ vom 10.10.2008, der auch auf die neue Aufgabe Anwendung findet. 

 
(2) Es besteht Einigkeit darüber, dass eine belastbare Prognose der mit Ausführung der 

neuen 
Aufgabe verbundenen Kosten aufgrund der Besonderheiten der Stichtagsregelung zum 
Inkrafttreten des Betreuungsgeldgesetzes am 01.08.2013 kaum möglich ist.  

 
(3) Als Verteilschlüssel wird - wie auch für den Bereich Elterngeld vereinbart – die Anzahl der 

auf die jeweiligen Beteiligten entfallenden Geburten in Relation zu der 
Gesamtgeburtenzahl aller Beteiligten pro Jahr festgelegt und zwar zunächst für die Zeit 
01.08.2013 bis 31.07.2014. Danach erfolgt ggf. eine Neuanpassung. 

 
(4) Für die Kostenabrechnung werden die in § 3 der „Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur 

Aufgabenübertragung auf den Gebieten des Schwerbehindertenrechts und des 
Elterngeldes“ vom 10.10.2008 unter „Personal über den Zuordnungsplan hinausgehend“ 
beschriebenen Parameter zugrunde gelegt.  
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§ 4 Gültigkeitsdauer und Kündigung 

 
(1) Diese Ergänzungsvereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie gilt mit 

Wirkung ab 01.08.2013. 
 
(2) Die Parteien sind berechtigt, diese Vereinbarung erstmals zum 31.07.2015 – danach 

jeweils zum Ende eines Jahres – unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 12 Monaten 
schriftlich zu kündigen. 

 
(3) Sollten veränderte Rahmenbedingungen oder neue Erkenntnisse eine Anpassung dieses 

Vertrages notwendig machen, so ist eine Änderung im Einvernehmen jederzeit möglich, 
ohne dass es einer Kündigung der Vereinbarung bedarf. 

 
§ 5 Ausweitung und Fortgeltung bestehender Regelungen 

 
(1) Auf die neue Aufgabe des Betreuungsgeldes finden auch die Regelungen des § 7 

(Genehmigung der Aufsichtsbehörde) und des § 8 (Salvatorische Klausel) der „Öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung zur Aufgabenübertragung auf den Gebieten des 
Schwerbehindertenrechts und des Elterngeldes“ vom 10.10.2008 Anwendung. 

 
(2) Die weiteren Regelungen der bereits bestehenden und in Absatz 1 genannten öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung bleiben im Übrigen von dieser Ergänzungsvereinbarung 
unberührt. 
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Essen, den  
 
 
Für die Stadt Mülheim an der Ruhr: 
 

  i. V. 
 
__________________________________ _________________________________ 
  (Dagmar Mühlenfeld)  (Dr. Frank Steinfort) 
  Oberbürgermeisterin       Stadtdirektor 
 
 
 
 
Für die Stadt Essen: 
 
  i. V. 
 
__________________________________ _________________________________ 
    (Reinhard Paß)           (Peter Renzel) 
  Oberbürgermeister  Geschäftsbereichsvorstand 
 
 
 
 
Für die Stadt Oberhausen: 
 
  i. A. 
 
__________________________________ _________________________________ 
    (Klaus Wehling)   (Jürgen Schmidt) 
  Oberbürgermeister  Personaldezernent 
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